Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2535 


Sachgebiet 63 

Der Bundesminister Bonn, den 24. August 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/VIII A 3 - F B 2000 - 90/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Übertragung der dem Bund bei Erhöhung des Grundka- 
pitals der VEBA-AG zustehenden Bezugsrechte auf die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und ein Bankenkonsor- 
tium 


I. 


An dem Grundkapital der VEBA-AG von z. Z. 825 Mio DM ist 
der Bund mit rd. 331,9 Mio DM (40,23 Vo) beteiligt. 

In der Hauptversammlung der VEBA am 19. August 1971 wurde 
zur Kapitalerhöhung (§§ 182 ff. AktG) ein genehmigtes Kapital 
von nom. 206,25 Mio DM beschlossen. Die Kapitalerhöhung im 
Verhältnis 4 : 1 soll zur Finanzierung der bis 1975 mit Schwer- 
punkt auf dem Energiesektor geplanten Investitionen von rd. 
7 Mrd. DM beitragen. Zugleich wurden die Gleichstellung der 
Aktien Lit. A (nom. 297 Mio DM Aktien des Bundes mit vollem 
Stimmrecht, aber 1,5 % weniger Dividende) und Lit. B (Stimm- 
recht beschränkt auf je 1/10 000 des Grundkapitals je Aktionär, 
aber Dividendenvorzug 1,5 ^/o) und die Aufhebung der Stimm- 
rechtsbeschränkung beschlossen. Die Kapitalerhöhung wird vor- 
aussichtlich zu Beginn des Jahres 1972 durchgeführt werden. 

Haushaltsmittel - rd. 166 Mio DM - für die Übernahme der auf 
den Bund entfallenden neuen Aktien von nom. rd. 82,9 Mio DM 
sind nicht eingeplant. Daher sollen die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau und das Bankenkonsortium, das die VEBA-Kapital- 
erhöhung durchführen wird, eingeschaltet werden. Dadurch 
wird von Seiten des Bundes zu einer reibungslosen Durchfüh- 
rung der Kapitalerhöhung beigetragen; außerdem kann mit die- 
ser Lösung die Entscheidung über die endgültige Höhe des 
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Bundesanteils bis zur Vorlage des in Auftrag gegebenen Gut- 
achtens über die Neuordnung des industriellen Bundesvermö- 
gens zurückgestellt werden. 


11 . 


Es ist daher beabsichtigt, daß der Bund seine Rechte auf Bezug 
der neuen Aktien je zur Hälfte gegen Entgelt auf die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau und das Bankenkonsortium mit folgender 
Maßgabe überträgt: 

- Die Erwerber werden die neuen VEBA-Aktien in eigenem 
Namen übernehmen. 

- Die Erwerber sind verpflichtet, die Aktien zu einem späteren 
Zeitpunkt an den Bund oder den Wünschen des Bundes ge- 
mäß an Dritte zu veräußern. Ein etwaiger Veräußerungsge- 
winn steht dem Bund zu; ein etwaiger Veräußerungsverlust 
ist von ihm auszugleichen. 

- Die Erwerber werden das Stimmrecht aus den neuen Aktien 
nur entsprechend den Wünschen des Bundes ausüben. 

- Der Bund wird den Erwerbern die marktüblichen Zinsen für 
das zum Erwerb der neuen Aktien eingesetzte Kapital ver- 
güten; die Netto-Dividendeneinnahmen aus den neuen Aktien 
werden auf die Zinsen angerechnet. 

Der Wert der Bezugsrechte ist von verschiedenen Faktoren, u. a. 
Bezugsbedingungen und Kapitalmarktsituation, abhängig und 
kann daher im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht genannt 
werden. Das Entgelt aus der Veräußerung der Bezugsrechte 
soll zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Bundesunter- 
nehmen eingesetzt werden. Angesichts des Kapitalbedarfs der 
VIAG ist in Aussicht genommen, den Erlös für eine Kapitaler- 
höhung dieses Konzerns zu verwenden. 

Gemäß § 65 Abs. 7 BHO bedarf die Veräußerung der Bezugs- 
rechte der Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften. 

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen, 

daß der Bund die ihm bei einer Erhöhung des Grundkapitals 
der VEBA zustehenden Bezugsrechte je zur Hälfte auf die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und das Bankenkonsortium 
nach den in dieser Vorlage genannten Bedingungen überträgt. 


In Vertretung 

Dr. Emde 
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